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Begründung 

 
1. Einleitung 

1.1 Anlass und Ziele der Planaufstellung 

Gemäß § 1 Baugesetzbuch (BauGB) ist mit der Aufstellung eines Bebauungsplanes 
das Ziel verbunden, in der Gemeinde die nachhaltige städtebauliche Ordnung und eine 
dem Wohl der Allgemeinheit entsprechende Bodennutzung zu gewährleisten. 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Gägelow hat am 25.02.2020 die Aufstellung 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 22 mit der Gebietsbezeichnung ĂEin-
zelhandelsstandort Gägelow - Nordwestñ beschlossen. Mit dem vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan Nr. 22 wird das Ziel verfolgt, die bestehende Gewerbebrache zu 
Gunsten der Errichtung eines Nahversorgers umzunutzen. Planungsrechtlich wird dies 
durch die Ausweisung eines Sonstigen Sondergebietes nach § 11 Baunutzungs-
verordnung (BauNVO) vorbereitet. 
 
Der Vorhabenträger Norma Lebensmittelhandels Stiftung & Co. KG plant seinen jetzi-
gen Standort im Mecklenburger Einkaufzentrum (MEZ), südöstlich des Geltungsberei-
ches, zugunsten einer Erweiterung der Verkaufsfläche zu verlegen. Hierzu soll auf 
dem brachliegenden Gelände eines ehemaligen Lehrlingswohnheimes und einer 
Gaststätte ein Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung ĂGroßflächiger Ein-
zelhandelñ nach § 11 Abs. 3 BauNVO ausgewiesen werden. Im Vorfeld dieser Planung 
hat hierzu bereits eine Abstimmung mit den Umlandgemeinde stattgefunden. 
 
Die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes erfolgt im beschleunigten 
Verfahren nach § 13a BauGB. Während der öffentlichen Auslegung können von der 
Öffentlichkeit und den Behörden Stellungnahmen zum Entwurf vorgelegt werden, die 
im Rahmen einer Abwägung von der Gemeinde geprüft werden. 

1.2 Lage und Geltungsbereich 

Die Gemeinde Gägelow befindet sich im Landkreis Nordwestmecklenburg unmittelbar 
angrenzend an Wismar. Zudem liegt sie verkehrlich günstig direkt an der Bundes-
straße 105, welche Wismar mit Grevesmühlen verbindet. Das Gebiet des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes Nr. 22 ĂEinzelhandelsstandort Gägelow - Nordwestñ be-
findet sich im Westen der Ortschaft Gägelow am Prosekener Grund. In der Ortslage 
Gägelow sind neben dem MEZ auch Sondergebiete für einen Baumarkt, einen Möbel-
markt sowie diverse weitere Einzelhandels- und Gewerbebetriebe vorhanden. 
 
Der räumliche Geltungsbereich wird örtlich begrenzt: 
 
im Norden:  durch die Landesstraße 01 
im Osten:  durch ein Gewerbegebiet 
im Süden: durch ein Gewerbegebiet und 
im Westen: durch Grünland sowie Ackerflächen 
 
Der Geltungsbereich umfasst die Flurstücke 155/76, 155/77, 155/78, 155/79 und 
157/2 (teilweise) der Flur 1, Gemarkung Gägelow. Die Gesamtfläche des Plangebie-
tes beträgt ca. 1,1 ha. 
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Luftbild des Plangebietes in Gägelow, © GeoBasis DE/M-V 2020 

1.3 Planungsrecht, Flächennutzungsplanung und Raumordnung 

Die Gemeinde Gägelow verfügt über einen wirksamen Flächennutzungsplan i. d. F. 
der 3. Änderung. Der Geltungsbereich des vorhabebezogenen Bebauungsplanes 
Nr. 22 wird im Flächennutzungsplan aktuell als Gewerbefläche dargestellt. Zur Berück-
sichtigung des Entwicklungsgebotes zwischen vorbereitender und verbindlicher Bau-
leitplanung wird der Flächennutzungsplan gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege 
einer Berichtigung angepasst. Künftig wird ein Sonstiges Sondergebiet ĂGroÇflªchiger 
Einzelhandelñ, gemäß § 11 Abs. 3 BauNVO, dargestellt. 
 
Planungsrechtliche Grundlagen für die Erarbeitung der Satzung sind: 
 
- das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. No-

vember 2017 (BGBl. I S. 3634),  

- die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786),  

- die Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 
58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBl. I S. 
1057),  

- die Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2015 (GVOBl. M-V S. 344), zuletzt geän-
dert am 19. November 2019 (GVOBl. M-V S. 682) 

 
einschließlich aller rechtswirksamen Änderungen sowie die sonstigen planungsrele-
vanten, zum Zeitpunkt der Planaufstellung gültigen Gesetzesvorschriften, Erlasse und 
Richtlinien. 
Die in der Satzung genannten Gesetze und Richtlinien können im Bauamt des Amtes 
Grevesmühlen-Land, Rathausplatz 1, 23936 Grevesmühlen, während der Öffnungs-
zeiten eingesehen werden. 



Satzung der Gemeinde Gägelow über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 22 
ĂEinzelhandelsstandort Gägelow - Nordwestñ - Entwurf 

4 

 

 
Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan der Gemeinde Gägelow 

 
Als Plangrundlagen wurden die digitale topographische Karte, Maßstab 1:10.000, vom 
Landesamt für innere Verwaltung Mecklenburg-Vorpommern, © GeoBasis DE/M-V 
2020, sowie ein Auszug aus der Liegenschaftskarte der Flur 1 in der Gemarkung Gä-
gelow verwendet. 
 
Die Gemeinde Gägelow befindet sich im Norden der Region Westmecklenburg. Das 
Gemeindegebiet wird im nördlichen Bereich, in dem der Geltungsbereich verortet ist, 
durch das Regionale Raumentwicklungsprogramm Westmecklenburg (RREP WM) im 
Wesentlichen als Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft definiert. Außerdem befindet sich 
die Gemeinde Gägelow im Stadt-Umland-Raum des Mittelzentrums Wismar. Die Ge-
meinde Gägelow nimmt als Gewerbestandort eine wichtige Funktion im Stadt-Umland-
Raum ein. Dies zeigt sich u. a. durch das vorhandene Mecklenburger Einkaufzentrum 
(MEZ). Es gibt starke wirtschaftliche Vernetzungen zwischen Gägelow und Wismar. 
 
Im RREP WM gibt es die Zielsetzung Großflächige Einzelhandelsbetriebe nur aus-
nahmsweise im Stadt-Umland-Raum anzusiedeln. Voraussetzung hierfür sind inten-
sive funktionale und verkehrliche Verflechtungen mit der Kernstadt sowie der Aus-
schluss von Beeinträchtigungen der Einzelhandelsfunktion. 
 
Die Gemeinde Gägelow stellt den Bebauungsplan Nr. 22 im beschleunigten Verfahren 
nach § 13a BauGB auf, um brach liegende Flächen wieder nutzbar zu machen. Damit 
wird den Grundsätzen, der Innenentwicklung den Vorzug vor Außenentwicklung zu 
geben sowie Bodenversiegelung auf das notwendige Maß zu begrenzen, entsprochen. 
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2. Planungskonzept 

2.1 Ausgangssituation 

In Gägelow gibt es bereits Sonstige Sondergebiete für ein Einkaufszentrum und einen 
Baumarkt, die südöstlich von dem Geltungsbereich liegen. In dem Sonstigen Sonder-
gebiet Einkaufszentrum befindet sich das Mecklenburger Einkaufzentrum (MEZ). Dort 
ist bereits ein Norma-Markt ansässig, welcher nun zwecks Verkaufsflächenvergröße-
rung seinen Standort verlegen möchte. Als geeigneter Standort wurde der westliche 
Ortseingang von Gägelow entlang der Landesstraße 01 ausgewählt. 
 
Der Geltungsbereich befindet sich am westlichen Ortseingang von Gägelow. Er defi-
niert einen städtebaulichen Missstand. Es befinden sich dort die nicht mehr genutzten 
Gebäude eines ehemaligen Lehrlingswohnheimes und einer Gaststätte, die sich in ei-
nem offensichtlich verwahrlosten Zustand befinden. Hiervon zeugen eingeschlagene 
Fensterscheiben in den Gebäuden. Zudem gibt es dort brachliegende Nebenanlagen, 
Garagen sowie Einträge von Hausmüll und Bauschutt. 
 
Das Gebiet liegt direkt an der Landesstraße 01 über die es auch mittels einer Zufahrt 
erschlossen wird. Entlang der westlichen und südlichen Grenze des Geltungsberei-
ches verlaufen Baumreihen mit Pappeln und Ahornen. 
 

   
Zufahrt zum Gelände von der L 01       Ehemaliges Lehrlingswohnheim 

 

   
Brache südlich im Geltungsbereich        Garagen und Baumreihen 
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2.2 Art und Maß der baulichen Nutzung 

Das im vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 22 festgesetzte Sonstige Sonderge-
biet SO mit der Zweckbestimmung ĂGroÇflªchiger Einzelhandelñ dient der Schaffung 
einer planrechtlichen Grundlage für die Ansiedlung eines Nahversorgers mit einer vor-
gesehenen Verkaufsfläche von ca. 1 200 m² in Verbindung mit einem Bäcker bzw. 
Fleischer. 
 
Die städtebaulichen Festsetzungen sehen ein der Nutzung entsprechendes Maß der 
Bebauung vor. So wird eine maximale Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 festgesetzt. 
Dieses Maß gestattet es zusätzlich zu den Hauptgebäuden auch den ermittelten Stell-
platzbedarf von mindestens 80 Stellplätzen sowie die dazugehörige Zufahrt baulich 
umzusetzen. 
 
In dem Sonstigen Sondergebiet SO sind bei abweichender Bauweise Gebäudelängen 
von über 50,0 m zulässig. Dadurch wird die Realisierung eines ausreichend großen 
Gebäudekörpers für den Nahversorger gewährleistet. Es ist eine eingeschossige Bau-
weise festgesetzt, wobei die Firsthöhe auf maximal 11,0 m begrenzt wird. Die First-
höhe ist die Höhenlage der oberen Dachbegrenzungskante, also der äußere Schnitt-
punkt der beiden Dachschenkel. Für die festgesetzten Firsthöhen gilt als Bezugspunkt 
die mittlere Höhenlage der vom Gebäude überdeckten Geländeoberfläche. 
 
Abgrabungen und Aufschüttungen sind nur bis zu einem Maß von 0,5 m zulässig. 
Maßgebend ist die mittlere Höhenlage der vom Gebäude überdeckten Geländeober-
fläche. Damit wird eine Einbindung in die vorhandene Geländestruktur erreicht. 
 
Des Weiteren wird festgesetzt, dass innerhalb des Sonstigen Sondergebietes SO auch 
außerhalb der Baugrenzen die Errichtung von zwei Werbepylonen mit einer Gesamt-
höhe von maximal 8,0 m über dem für die Firsthöhe definierten Bezugspunkt zulässig 
ist. Ebenfalls zulässig ist die Errichtung von sechs Fahnenmasten und notwendigen 
Parkplatzleuchten mit einer Gesamthöhe von 8,0 m über dem definierten Bezugs-
punkt. Damit wird dem Verbrauchermarkt die Möglichkeit einer zeitgemäßen Werbung 
eingeräumt. 
 
Im Einmündungsbereich zur Landesstraße 01 werden Sichtdreiecke festgesetzt. Hier 
dürfen Nebenanlagen und Einrichtungen gemäß § 14 Abs. 1 und 2 BauNVO nicht er-
richtet werden. Grundstückseinfriedungen und Strauchwerk dürfen eine Höhe von 
0,8 m über Fahrbahnoberkante nicht überschreiten. Davon ausgenommen sind vor-
handener und zu erhaltender Baumbestand sowie Neuanpflanzungen mit einer Kro-
nenansatzhöhe von über 2,5 m. 
 
Entfallende Gebäude und Nebenanlagen sowie Schutt- und Müllablagerungen sind 
ordnungsgemäß zu entsorgen bzw. einer Wiederverwertung zuzuführen. Bei den 
Erdarbeiten anfallender, unbelasteter Mutterboden ist in nutzbarem Zustand zu 
erhalten und im Geltungsbereich des Bebauungsplanes wieder zu verwerten oder 
einer Wiederverwertung zuzuführen. Dadurch wird ein schonender Umgang mit der 
Ressource Boden sichergestellt. 
 
Am westlichen Rand des Geltungsbereiches ist eine Fläche zum Anpflanzen von Bäu-
men, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen festgesetzt. Es sind dort eine zweirei-
hige Hecke in einer Breite von 3 m im versetzten Verband mit einem Pflanzabstand 
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von jeweils 1 m x 1 m zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Damit wird ein sanfter 
Übergang der Bebauung in die Landschaft erzeugt und das Landschaftsbild nicht be-
einträchtigt. Am südlichen Rand des Plangebietes wurde auf die Ausweisung überbau-
barer Grundstücksflächen verzichtet, um die dort bestehenden Bäume nicht zu beein-
trächtigen. 

2.3 Örtliche Bauvorschriften 

Die Satzung über die Örtlichen Bauvorschriften dient der weiteren Festlegung von Ge-
staltungskriterien und der damit angestrebten Anpassung an die örtlichen Verhältnisse 
in der Ortslage Gägelow. Die Festsetzungen dienen vorwiegend der Dach- und Fas-
sadengestaltung und den Außenanlagen mit dem Ziel, das Orts- und Landschaftsbild 
nicht zu beeinträchtigen. 
 
Als Dachform für das Hauptgebäudedach wird ein Pultdach mit einer Dachneigung von 
höchstens 10° festgesetzt. Für Erweiterungsgebäude und Nebengebäude sind andere 
Dachformen und -neigungen zulässig. Für die Dacheindeckung des Hauptgebäudes 
sind nur nicht glänzende, schwarze, anthrazitfarbene, rote oder rotbraune Materialien 
zu verwenden. Die Verwendung von Dach- oder Fassadenmaterialien, die andere 
Baustoffe vortäuschen, ist unzulässig. Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie sind 
auf den Dachflächen zulässig. 
 
Um eine Blendwirkung für die Umgebung auszuschließen ist die Verwendung von re-
flektierenden Dach- oder Fassadenmaterialien mit Ausnahme von Glasflächen und 
von Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie unzulässig. Es sind Solarmodule mit ei-
ner Antireflexionsbeschichtung zu verwenden. 
 
Zur Sicherung eines attraktiven Siedlungsumfeldes sind Standplätze von Abfallbehäl-
tern mit einer blickdichten, dauerhaften Bepflanzung, begrünten Umkleidung oder 
Rankgittern zu versehen. Werbeanlagen mit wechselndem oder sich bewegendem 
Licht sind unzulässig. 
 
Es wird auf § 84 der Landesbauordnung M-V verwiesen, wonach ordnungswidrig han-
delt, wer vorsätzlich oder fahrlässig dieser nach § 86 Landesbauordnung M-V erlasse-
nen Satzung über die örtlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt. Zuwiderhandlungen 
können mit Bußgeld geahndet werden. 

2.4 Verkehrserschließung und Stellplätze 

Der Nahversorger wird über die festgesetzte Verkehrsfläche besonderer Zweckbe-
stimmung, die in die Landesstraße 01 mündet, erschlossen. Das Flurstück 155/79 auf 
dem sich die Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung befindet, ist im privaten 
Eigentum. Um die Zufahrt der Anlieger zu den Grundstücken sicherzustellen, wurden 
daher zusätzlich Geh-, Fahr- und Leitungsrechte zugunsten der Anlieger festgesetzt. 
Ein 10 m breiter Einfahrtsbereich sichert eine auch für den Lieferverkehr ausreichend 
dimensionierte Zufahrt zum Sonstigen Sondergebiet. 
 
Die Landesstraße 01 mündet nach ca. 300 m in Richtung Ortsmitte vom Plangebiet 
entfernt in der Bundesstraße 105. Somit verfügt der Nahversorger über eine gute An-
bindung an die Hauptverkehrsstraßen in Gägelow. Zusätzlich befindet sich eine 
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Bushaltestelle an der Landesstraße 01 auf der Höhe des Sonstigen Sondergebietes 
SO. Eine enge verkehrliche Verflechtung mit der Kernstadt Wismar ist gegeben. 
 
Stellplätze sind in ausreichender Anzahl für die Kunden des Nahversorgers durch den 
Vorhabenträger bereitzustellen. Es wurde ein Stellplatzbedarf von mindestens 80 Stell-
plätzen ermittelt. Die Stellplätze sind innerhalb der dafür festgesetzten Flächen oder 
den überbaubaren Grundstücksflächen zu errichten. 
 
In dem Einmündungsbereich zur Landesstraße 01 werden von Bebauung freizuhal-
tende Flächen in Form von Sichtdreiecken festgesetzt. Hier dürfen Nebenanlagen und 
Einrichtungen gem. § 14 Abs. 1 und 2 BauNVO nicht errichtet werden. Grundstück-
seinfriedungen und Strauchwerk dürfen eine Höhe von 0,8 m über Fahrbahnoberkante 
nicht überschreiten. Davon ausgenommen sind vorhandener und zu erhaltender 
Baumbestand sowie Neuanpflanzungen mit einer Kronenansatzhöhe von über 2,5 m. 

2.5 Flächenbilanz 

Die Gesamtfläche innerhalb des Geltungsbereiches des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes Nr. 22 beträgt ca. 1,1 ha. Die Fläche unterteilt sich folgendermaßen: 
 

Flächennutzung Flächengröße in m² 

Sonstiges Sondergebiet ĂGroÇflªchiger Einzelhandelñ 9 100 

Verkehrsflächen 2 100 

Plangebiet, Summe 11.200 

 
Nach § 13a Abs. 1 BauGB können Bebauungspläne zur Wiedernutzbarmachung von 
Flächen, der Nachverdichtung oder anderer Maßnahmen der Innenentwicklung im be-
schleunigten Verfahren durchgeführt werden. Die zulässige Grundfläche i. S. v. § 19 
Abs. 2 BauNVO darf dabei 20 000 m² nicht übersteigen. Für das Sonstige Sonderge-
biet ĂGroÇflªchiger Einzelhandelñ mit einer GRZ von 0,8 ergeben sich 7 300 m² zuläs-
sige Grundfläche, so dass die Höchstgrenze von 20 000 m² unterschritten wird. Es 
befinden sich keine Bebauungspläne in einem engen sachlichen, räumlichen und zeit-
lichen Zusammenhang mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 22. 
 
 
3. Ver- und Entsorgung 
 
Die Ver- und Entsorgung erfolgt über die vorhandene Infrastruktur entlang der Landes-
straße 01. Die vorhandenen Leitungen sind ggf. anzupassen. Die Träger der Ver- und 
Entsorgung sind in die Ausführungsplanung frühzeitig einzubeziehen. Die Mindestab-
stände zu ggf. vorhandenen Leitungen sind bei Bau- und Anpflanzungsmaßnahmen 
zu beachten. 
 
Im Folgenden werden die wichtigsten Parameter der Ver- und Entsorgungsinfrastruk-
tur erläutert. 
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3.1 Trinkwasser- und Löschwasserversorgung 

Die Versorgung mit Trinkwasser erfolgt durch den zuständigen Zweckverband Wismar 
aus dem Wasserwerk in Gramkow. Die neuen Hausanschlüsse sind an das Wasser-
versorgungsnetz des Zweckverbandes Wismar anzuschließen. Neuanschlüsse zur 
Wasserversorgung sind mit dem Versorgungsträger abzustimmen. 
 
Hinsichtlich des sparsamen Umgangs mit Trinkwasser sollte der Einsatz von wasser-
sparenden Technologien (z. B. Brauchwasseranlagen) bevorzugt werden. Der Bau 
und die Benutzung einer Eigenwassergewinnungsanlage (z. B. zur Regenwassernut-
zung) sind gemäß § 13 Abs. 4 Trinkwasserverordnung (TrinkwV) gesondert beim 
Zweckverband Wismar zu beantragen und bedürfen der Genehmigung. 
 
Im Jahr 2017 wurde in der Gemeinde Gägelow ein Löschwasserkonzept erarbeitet. 
Die notwendige Löschwassermenge von 48 m³ pro Stunde über einen Zeitraum von 
zwei Stunden kann in dem Geltungsbereich über einen in östlicher Richtung (ca. 130 m 
entfernt) an der Landesstraße 01 vorhandenen Vertragshydranten sichergestellt wer-
den. 

3.2 Schmutz- und Regenwasserentsorgung 

Die Ableitung des anfallenden Schmutzwassers erfolgt über die Leitungen des Zweck-
verband Wismar. Neuanschlüsse zur Abwasserentsorgung sind mit dem Versorgungs-
träger abzustimmen. Der Zweckverband Wismar wird als Träger öffentlicher Belange 
in das Planverfahren eingebunden. 
 
Es wird empfohlen das innerhalb des Sonstigen Sondergebietes anfallende, unver-
schmutzte Niederschlagswasser auf den privaten Flächen zur Versickerung zu brin-
gen. Dies dient Zielen des Klima- und Ressourcenschutzes. Überschüssiges Regen-
wasser darf in Absprache mit der Gemeinde Gägelow in die vorhandene Regenwas-
serkanalisation eingeleitet werden. 

3.3 Energieversorgung und Telekommunikation 

Die Versorgung mit elektrischer Energie wird durch das örtliche Versorgungsunterneh-
men e.dis AG sichergestellt. Der Versorgungsträger wird als Träger öffentlicher Be-
lange in das Planungsverfahren eingebunden. 
 
Die Gemeinde Gägelow wird von der HanseGas AG mit Erdgas versorgt. Ein An-
schluss des geplanten Baugebietes an das Gasnetz ist vorgesehen. Der Gasversorger 
wird als Träger öffentlicher Belange in das Planverfahren einbezogen. 
 
Die Versorgung mit Anlagen der Telekommunikation wird durch die Telekom AG si-
chergestellt. Ein ausreichendes Leitungsnetz ist vorhanden. Für den rechtzeitigen Aus-
bau sind Abstimmungsgespräche mit der Telekom zu führen. 
 
Aufgrund des Klima- und Ressourcenschutzes ist der Einsatz von Solarenergie oder 
Erdwärme zu empfehlen. Anlagen zur Solarenergienutzung sind auf den Dächern zu-
lässig. 
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3.4 Abfallentsorgung und Altlasten 

Die Abfallentsorgung erfolgt auf Grundlage der Abfallsatzung des Landkreises Nord-
westmecklenburg. Für das Plangebiet ist die ordnungsgemäße Abfallentsorgung über 
das vorhandene Straßen- und Wegenetz gewährleistet. 
 
Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind im Geltungsbereich sowie im Umfeld keine 
Altablagerungen oder Altlastenverdachtsflächen bekannt. Werden bei Bauarbeiten An-
zeichen für bisher unbekannte Belastungen des Untergrundes (unnatürlicher Geruch, 
anormale Färbung, Austritt verunreinigter Flüssigkeiten, Ausgasungen, Altablagerun-
gen) angetroffen, ist der Grundstücksbesitzer gem. § 4 Abs. 3 Bundesboden-schutz-
gesetz (BBodSchG) zur ordnungsgemäßen Entsorgung des belasteten Bodenaus-
hubs verpflichtet. Bei konkreten Anhaltspunkten dafür, dass eine schädliche Boden-
veränderung oder Altlast vorliegt, ist dies unverzüglich der Landrätin des Landkreises 
Nordwestmecklenburg als zuständiger Bodenschutzbehörde (Sachgebiet Abfall, Bo-
denschutz und Immissionsschutz) mitzuteilen (§ 2 LBodSchG M-V). Bei allen Maßnah-
men ist Vorsorge zu treffen, dass schädliche Bodeneinwirkungen, welche eine Ver-
schmutzung, unnötige Vermischung oder Veränderung des Bodens, Verlust von 
Oberboden, Verdichtung oder Erosion hervorrufen können, vermieden werden (§ 1 
LBodSchG M-V). 
 
 
4. Eigentumsverhältnisse, Planungskosten 
 
Die Fläche des Sonstigen Sondergebietes befindet sich im Eigentum der Norma Le-
bensmittelhandels Stiftung & Co. KG. Die Verkehrsflächen sind im privaten Eigentum. 
Die Planungskosten trägt der Vorhabenträger, Norma Lebensmittelhandels Stiftung & 
Co. KG. Die Gemeinde wird von allen Kosten freigehalten. 
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5. Umweltbelange 

5.1 Eingriffsregelung gem. § 1a BauGB 

Eine Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB einschließlich des Umweltberichtes 
muss innerhalb eines beschleunigten Verfahrens nach 13a BauGB nicht durchgeführt 
werden. Die Gesamtfläche innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 
Nr. 22 ĂEinzelhandelsstandort Gªgelow - Nordwestñ betrªgt ca. 1,1 ha. Da die Gesamt-
fläche unterhalb dem zulässigen Schwellwert von 20 000 m2 zur Anwendung des be-
schleunigten Verfahrens bleibt, entfällt die Erforderlichkeit eines Ausgleichs im Sinne 
der Eingriffsregelung.  
 
Weiterhin gelten Eingriffe im Innenbereich demnach als bereits vor der planerischen 
Entscheidung erfolgt bzw. als zulässig. Jedoch sind Umweltbelange nach allgemeinen 
Grundsätzen zu ermitteln und zu bewerten. Diese müssen im Anschluss 
gegeneinander und untereinander gerecht abgewogen werden. Diese Abwägung 
erfolgt im Folgenden in verbal-argumentativer Form. 

Berücksichtigung der Umweltbelange 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Gägelow hat am 25.02.2020 die Aufstellung 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 22 mit der Gebietsbezeichnung ĂEin-
zelhandelsstandort Gägelow - Nordwestñ beschlossen. Mit dem vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan Nr. 22 wird das Ziel verfolgt, die bestehende Gewerbebrache zu 
Gunsten der Errichtung eines Nahversorgers umzunutzen. Planungsrechtlich wird dies 
durch die Ausweisung eines Sonstigen Sondergebietes nach § 11 Baunutzungs-
verordnung (BauNVO) vorbereitet. 

 
Der Vorhabenträger Norma Lebensmittelhandels Stiftung & Co. KG plant seinen jetzi-
gen Standort im Mecklenburger Einkaufzentrum (MEZ), südöstlich des Geltungsberei-
ches, zugunsten einer Erweiterung der Verkaufsfläche zu verlegen. Hierzu soll auf 
dem brachliegenden Gelände eines ehemaligen Lehrlingswohnheimes und einer 
Gaststätte ein Sonstiges Sondergebiet (SO) mit der Zweckbestimmung ĂGroÇflªchiger 
Einzelhandelñ (Ä 11 Abs. 3 BauNVO) ausgewiesen werden. 

Lage und Charakteristik des Plangebietes 

Das Plangebiet des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 22 ĂEinzelhandels-
standort Gägelow - Nordwestñ befindet sich im Landkreis Nordwestmecklenburg un-
mittelbar angrenzend an Wismar. Zudem liegt die Gemeinde verkehrsgünstig direkt an 
der Bundesstraße 105, die Wismar mit Grevesmühlen verbindet. In der Ortslage Gä-
gelow sind neben dem MEZ auch Sondergebiete für einen Baumarkt, einen Möbel-
markt sowie diverse weitere Einzelhandels- und Gewerbebetriebe vorhanden.  
 
Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 22 befindet sich am 
westlichen Ortseingang von Gägelow, am Prosekener Grund. Er definiert einen städ-
tebaulichen Missstand. Es befinden sich dort die nicht mehr genutzten Gebäude eines 
ehemaligen Lehrlingswohnheimes und einer Gaststätte, die sich in einem offensicht-
lich verwahrlosten Zustand befinden. Hiervon zeugen eingeschlagene Fensterschei-
ben in den Gebäuden. Zudem gibt es dort brachliegende Nebenanlagen, Garagen und 
diverse Altmaterialien. 
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Der Geltungsbereich grenzt im Norden an die Landstraße L 01, im Süden und Osten 
an Gewerbebetriebe und im Westen an Grünland und Ackerflächen.  

5.2 Umweltschutzziele aus einschlägigen Fachgesetzen und Fachplanungen 
 und ihre Bedeutung für den Bauleitplan 

Fachplanungen 
Aufgrund der Lage des Plangebietes innerhalb bzw. direkt angrenzend an den Sied-
lungsraum der Gemeinde Gägelow werden im Gutachterlichen Landschafts-
rahmenplan (GLRP WM, 2008) für die Region Westmecklenburg für das Plangebiet 
selbst kaum spezifische Aussage formuliert. Es erfolgt eine Zusammenfassung der 
allgemeinen Darstellungen für die planungsrelevanten Bereiche.  
 
Naturräumliche Gliederung 
Landschaftszone:  Ostseeküstenland (1) 
Großlandschaft:  Nordwestliches Hügelland (10) 
Landschaftseinheit:  Wismarer Land und Insel Poel (102) 
 

¶ Der Boden der Gemeinde Gªgelow ist als ĂBereich mit mittlerer bis hoher 
Schutzw¿rdigkeitñ dargestellt (siehe Karte 4). 

¶ In Bezug auf die Schutzwürdigkeit des Grund- und Oberflächenwassers ist die 
Gemeinde Gªgelow als ĂBereich mit mittlerer bis hoher Schutzw¿rdigkeitñ ver-
zeichnet (siehe Karte 6).  

¶ Die Gemeinde Gägelow ist als niederschlagsbenachteiligt dargestellt (siehe 
Karte 7). 

¶ Die Gemeinde Gägelow weist im Hinblick auf die Schutzwürdigkeit des Land-
schaftsbildes eine geringe bis mittlere Schutzwürdigkeit auf. Die Funktionsbe-
wertung der landschaftlichen Freiräume ist überwiegend mit Stufe 1 - gering 
(siehe Karte 9). 

¶ Nordwestlich, in etwa 2 500 m Entfernung, befindet sich die Ostsee, die zum 
einen als Europäisches Vogelschutzgebiet (SPA) DE 1934-401 ĂWismarbucht 
und Salzhaffñ und zum anderen als Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung 
(GGB) DE 1934-302 ĂWismarbuchtñ ausgewiesen ist (siehe Karte 10). 

¶ Nordwestlich, etwa 1 500 m vom Plangebiet entfernt, befindet sich das Land-
schaftsschutzgebiet L72b ĂK¿stenlandschaft Wismar-Westñ (siehe Karte 11). 
 

Aus den übergeordneten Planungen lassen sich keine erheblichen Beeinträchtigun-
gen der dort dargestellten Entwicklungsziele ableiten.  
 
Schutzgebiete 
 
Das Plangebiet befindet sich nicht innerhalb von Schutzgebieten von nationaler und 
internationaler Bedeutung. Nachfolgend werden die Schutzgebiete aufgeführt, die um-
grenzend der Ortslage vorhanden sind:  
 

¶ Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung (GGB) DE 1934-302 ĂWismarbuchtñ 
(in ca. 2 500 m Entfernung) 

¶ Europäisches Vogelschutzgebiet (SPA) DE 1934-401 ĂWismarbucht und Salz-
haffñ (in ca. 2 500 m Entfernung) 

¶ Landschaftsschutzgebiet (NSG) Nr. L72b ĂK¿stenlandschaft Wismar-Westñ (in 
ca. 1 500 m Entfernung) 
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Aufgrund der ausreichenden Entfernung zum Plangebiet wird auf die Erarbeitung einer 
FFH-Prüfung verzichtet, da von keiner erheblichen Beeinträchtigung der maßgebli-
chen Bestandteile der aufgeführten Schutzgebiete auszugehen ist.  
 
Geschützte Biotope 
 
Innerhalb des Plangebietes ist ein gemäß § 20 NatSchAG M-V unter Schutz stehendes 
Biotop vorhanden (Kartenportal Umwelt M-V, Kartierungsjahr 1996): 
 

- NWM11359 ï Baumgruppe ï westlich in und angrenzend an das Plangebiet 
 
In einem Umkreis von ca. 200 m befinden sich die folgenden gemäß § 20 NatSchAG 
M-V geschützten Biotope  
 

- NWM10635 ï Feldgehölz, Entfernung ca. 125 m in westliche Richtung 
- NWM10626 ï Naturnahe und unverbaute Bach- und Flussabschnitte, einschl. 

der Ufervegetation, Entfernung ca. 170 m in westliche Richtung 
- NWM11367 ï Baumgruppe, Entfernung ca. 170 m  
 

 
Darstellung der geschützten Biotope im Umfeld (200 m) des Plangebietes 
 
Mit der Umsetzung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 22 liegen keine di-
rekten Eingriffe in geschützte Biotopstrukturen vor. Das im Kartenportal Umwelt M-V 
dargestellte gesetzlich gesch¿tzte Biotop NWM11359 ĂBaumgruppeñ, westlich in und 
angrenzend an das Plangebiet entspricht nicht mehr den Vorgaben der Anlage 2 des 
§ 20 NatSchAG M-V. Auch die untere Naturschutzbehörde bestätigte bei einem Vorort-
Termin, dass man bei dieser Baumgruppe nicht mehr von einem gesetzlich geschütz-
ten Biotop ausgehen kann. Die Baumgruppe steht auf dem ehemaligen Gelände des 
Kreisbetriebes für Landtechnik (KfL). Angrenzend zum Biotop befindet sich die Lan-
desstraße 01, das ehemalige Betriebsgebäude sowie ein Lagerplatz, der durch einen 
betonierten Weg zugänglich ist.  
Durch den benannten vorhabenbezogenen Bebauungsplan wird ein Heranrücken der 
Bebauung an die angrenzenden Biotopstrukturen möglich. Diese sind durch die um-
liegende landwirtschaftlich genutzte Ackerfläche sowie dem angrenzenden Lagerplatz 


























